
343 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 

über den Antrag (86/ A) der Abgeordneten 
Ing. Derfler und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz zur Sicherung der landwirtschaftli­
chen Produktion und der Versorgung der 
Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln 
(Agrar- und Emährungswirtschaftsordnung 

1984) 

Die' Abgeordneten Ing. Der f I e r, G r a f, 
Dkfm. DDr. K ö n i g und Genossen haben am 
29. März 1984 den gegenständlichen Initiativantrag 
im Nationalrat eingebracht und wie folgt begrün­
det: 

Die Agrar- und Ernährungswirtschaftsordnung 
(.f>.EW.O) ist eine Initiative der Abgeordneten der 
Osterreichischen Volkspartei für eine offensive 
Agrarpolitik und für die nachhaltige Sicherung der 
Ernährung der östen:eichischen Bevölkerung. Die 
AEWO ist nicht nur eine agrarpolitische Initiative, 
sie ist eine Bauerninitiative. Sie will die bäuerlichen 
Familienbetriebe sichern und fördern und eine 
Alternative zur industriellen Agrarproduktion sein. 

Die AEWO ist aber auch eine Initiative zur 
Sicherung der täglichen Versorgung der Bevölke­
rung mit gesunden Nahrungsmitteln und mit nach­
wachsenden Rohstoffen. Sie garantiert auch eine 
ausreichende Versorgung mit lebenswichtigen -
Grundgütern für Österreich in internationalen Kri­
sensituationen. 

Landwirtschaft durch Familienbetrieb bedeutet 
hohe Leistungskraft, Krisensicherheit und flexibili­
tät, gleichzeitig garantiert sie die Besiedelung und 
kulturelle Pflege des ländlichen Raumes. 

Die AEWO ist auch eine Arbeitsplatzinitiative 
für den lärldlichen Raum. Eine gerechte Marktord­
nung liegt nicht nur im Interesse der Bauern selbst, 
sondern auch im Interesse der Wirtschaft und der 
Arbeitnehmer. Denn je schlechter das bäuerliche 
Einkommen ist, umso weniger können die Bauern 
investieren und umso mehr werden die Bauern auf 
den Arbeitsmarkt abgedrängt, um durch emen 

Nebenerwerb die Existenz für ihre Familien zu 
sichern. 

Für die Österreichische Volkspartei ist daher die 
AEWO ein Ausdruck der Solidarität mit der bäuer­
lichen Bevölkerung, die den gleichen Anspruch auf 
Arbeitsplatzsicherung hat, wie alle anderen Wirt­
schaftszweige, ob in der Industrie, im Handel oder 
im Gewerbe. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf ist die, konti­
nuierliche Weiterentwicklung des ersten Antrages 
für eine Agrar- und Ernährungswirtschaftsordnung 
aus dem Jahre 1978. Sie wurde jeweils als umfas­
sende Alternative zu den landwirtschaftlichen Wirt­
schaftsgesetzen vorgelegt, wobei die gewonnenen 
Erfahrungen berücksichtigt und die neuen Aufga­
bensteIlungen legistisch aufgearbeitet wurden. 

Das Ziel einer verantwortungsvollen Agrarpolitik 
muß sein, den Spielraum für die Bauern zu vergrö­
ßern und damit Chancen für eine Weiterentwick­
lung der Landwirtschaft zu eröffnen. 

Die AEWO sieht daher in den traditionellen 
Produktionsbereichen Milch, Vieh und Getreide 
Maßnahmen vor, die gegenüber der derzeit gelten­
den Gesetzeslage eine offensive Weiterentwicklung 
der gesamten Landwirtschaft ermöglichen. 

Die Bauern brauchen darüber hinaus dringend 
konkrete Produktions- und damit Einkommensal­
ternativen. 

Die AEWO bietet ein Konzept fÜr die Erzeu­
gung von Biosprit und die Produktion von Ölsaa­
ten und Eiweißfuuerpflanzen. 

Sie bietet Schutz und Förderung für die Sonder­
kulturen, die für kleine bäuerliche Betriebe beson-
dere Bedeutung haben. ' 

Die AEWO 1984 versucht aber auch, den öster­
reichischen Weinbauern eine verstärkte Preis- und 
Absatzsicherung zu bieten. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft hat 
den Initiativantrag in seiner Sitzung am 10. Mai 
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1984 in Verhandlung genommen und am Beginn 
seiner Beratungen den Abgeordneten Hub e r 
zum Berichterstatter für den Ausschuß gewählt. 
Sodann wurde beschlossen, zur Vorbehandlung 
desselben sowie der übrigen agrarischen Wirt­
schaftsgesetze einen Unterausschuß einzusetzen. 
Diesem Unterausschuß gehörten von der Sozialisti­
schen Partei Österreichs die Abgeordneten Ro f -
man n, Pe c k, P f ei fe r (Obmann-Stellvertre­
ter), Rem p I bau e r (Schriftführer), S eh 0 b e r 
und Helmut Wo I f, von der Österreichischen 
Volkspartei die Abgeordneten Ing. D e, r f I e r, 
D e u t s c h man n (Obmann), Fa chi e u t ne r, 
Dkfm. Gort 0 n und Dipl.-Ing. Dr. Z i t tm a y r 
sowie von der Freiheitlichen Partei Österreichs der 
Abgeordnete Hin t er-rn a y e r an. 

Der Unterausschuß hat den Antrag außer in sei­
ner konstituierenden Sitzung am 10. Mai auch am 
15. Mai sowie 5., 6., 7. und 8. Juni 1984 unter Bei­
ziehung von Sachverständigen beraten. 

Gärtner 

Berichterstatter 

Nach einem mündlichen Bericht-durch den 
UnterausschußobmannAbgeordneten D e u t s c h­
man n über die gesamten Unterausschußberatun­
gen hat der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft den Initiativantrag in seiner Sitzung vom 8. 
und 20. Juni 1984 neuerlich in Verhandlung 
genommen. 

Na~h einer Wortmeldung des Abgeordneten­
P f e i fe r fand der gegenständliche Initiativantrag 
bei der Abstimmung nicht die Zustimmung der 
Ausschußmehrheit. 

Zum Beri,fhterstatterfür das Haus wurde Abge­
ordneter Gär t n e r gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle diesen Bericht zur 
Kenntnis nehmen. . 

Wien, 198406 2Ö 

Deutschmann 

Obmann 
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